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Das Missverhältnis zwischen den Qualifikationserfordernissen des Arbeitsmarktes sowie Fortbildungsfragen für die Beschäftigtenstehen auf der / Agenda der Industriepolitik ganz oben. Die Lehrlingsausbildung beispielsweise trägt eindeutig dazu bei, Qualifikationen

mit den tatsächlichen Erfordernissen des Arbeitsmarktes zu verknüpfen. Die Mitgliedstaaten und Sozialpartner sollten bewährte Verfahren / ausloten. Die Europäische Union, ihre Mitgliedstaaten und die Sozialpartner können der Industrie nur dann Fortschritt bringen, wenn sie 

1 min
Strategien anwenden, die auf die Verbesserung der Kenntnisse der Arbeitnehmer und auf die Entwicklung des lebenslangen Lernens ausgerichtet / sind. Die Einsicht, dass Fachkompetenzen und Qualifikationen sowie die Verbesserung der Arbeitsbedingungen wichtig sind, ist die Grundlage 

für die Teilnahme der Arbeitnehmer. Der Ausschuss unterstützt die Anstrengungen der EU zur Förderung der kleinen und mittelständischen / Unternehmen. Nach Ansicht des Ausschusses sind Maßnahmen zur Senkung der regulierungsbedingten und administrativen Kosten sowie zum Abbau von 

2 min
Hindernissen für das Wachstum von Unternehmen umzusetzen. Regelungen zum Verbraucher- und Umweltschutz, über die Sicherheit und den / Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer dürfen nicht beeinträchtigt werden. Kooperationsnetze könnten Wachstumspotenziale für kleine und mittelständische 

Unternehmen bieten. Der Ausschuss unterstützt den Ansatz der EU-Kommission, allen Unternehmen in der Europäischen Union / den Zugang zu den großen internationalen Märkten zu sichern. [+14 Sekunden]

SECTION C
SECTION C

Die Wirtschaftskrise zeigt, wie wichtig die Industrie für wirtschaftliche Stabilität und Beschäftigung in den europäischen Volkswirtschaften ist. Aus der / Industrie stammt der überwiegende Teil der europäischen Exporte und der  privaten Forschungsausgaben. Weniger als ein Fünftel der 

Arbeitsplätze in der Europäischen Union sind Industriearbeitsplätze, von denen jeder bis zu zwei neue Arbeitsplätze in anderen Sparten / schafft. Moderne Industriearbeitsplätze erfordern eine hohe Qualifikation und werden überdurchschnittlich bezahlt. Industrie ist kein 
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Selbstzweck, sondern soll vielmehr für Beschäftigung sorgen und einen hohen Lebensstandard sichern. Die Industrie in der Europäischen Union erwirtschaftet noch / immer erhebliche Überschüsse im weltweiten Handel mit Industrieerzeugnissen. Allerdings verzeichnet der aktuelle Europäische Bericht über die 

Wettbewerbsfähigkeit für die vergangenen zehn Jahre im verarbeitenden Gewerbe eine rückläufige Entwicklung. Der Abstand zu den Produktivitätsraten / der Vereinigten Staaten ist größer geworden. Nach einer gewissen Erholung ist der Beitrag der Industrie zum Bruttoinlandsprodukt in der EU wieder 

2 min

gesunken und liegt weit unter dem Ziel, das wir festgelegt hatten. Gleichzeitig sind Arbeitsplätze weggefallen. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten sind allerdings / erheblich. Die Mitteilung der Kommission enthält ihre wesentlichen industriepolitischen Prioritäten. Es zeigt sich, dass Industriepolitik und andere Strategien 

der Europäischen Union immer stärker ineinandergreifen und warum dieser Weg fortgesetzt werden muss. Angesichts der Wirtschaftskrise und der wachsenden Sorge um die / Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Industrie begrüßt der Ausschuss die Mitteilung der Kommission. Die Herausforderungen für die Industrie nehmen keineswegs ab, sondern 

3 min

ganz im Gegenteil sogar noch zu. Die Unternehmen sehen sich weltweit einem immer schnelleren Wandel ausgesetzt, dem sie begegnen müssen. Ohne eine wettbewerbsfähige Industrie wird es der / Europäischen Union nicht gelingen, mehr Wachstum und mehr Arbeitsplätze zu sichern. Ein Ansatz, der alleine auf Entwürfen und Planungen beruht, aber den Kontakt zum Endverbraucher außer Acht

lässt, bleibt auf lange Sicht wahrscheinlich ohne Erfolg. Angesichts der gegenwärtig ernsten Lage hätte der  Ausschuss ehrgeizigere Maßnahmen für die Industriepolitik der EU mit einer klaren / Vision und Vorschlägen für vorrangige Maßnahmen erwartet. Deutliche Signale müssen die Unternehmen davon überzeugen, dass Europa auch in Zukunft ein attraktiver Standort für

4 min
neue Investitionen ist. Die aktuelle Mitteilung enthält im Vergleich zu denen früherer Jahre kaum neue Aspekte. Sie ist vor allem eine Bestandsaufnahme durchgeführter oder geplanter / industriepolitischer Maßnahmen und unterstreicht die notwendige Umsetzung auf der Ebene der EU und ihrer Mitgliedstaaten. Der Ausschuss begrüßt die Schlussfolgerungen der Mitteilung einschließlich der Zielvorgabe für 

den Anteil der  Industrie am Bruttoinlandsprodukt unter folgenden Voraussetzungen: Es handelt sich um eine rein quantitative Zielvorgabe. Qualitative Aspekte würden eher dem Streben der EU / nach sozial und ökologisch nachhaltiger Wettbewerbsfähigkeit entsprechen. Die Vorgabe sollte durch weitere Ziele ergänzt werden. Der Ausschuss fordert die EU‑Kommission zur weiteren Prüfung auf.
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SECTION B 
Der Ausschuss begrüßt ganz besonders die deutliche Botschaft der Kommission, europäische Industrieunternehmen in internationale Netzwerke einzubinden, in denen sie weltweit um ihren Platz konkurrieren können. Ziel / europäischer Industriepolitik sollte es sein, dass europäische Unternehmen bessere Chancen haben, solche Schlüsselpositionen zu besetzen und eine möglichst hohe Wertschöpfung für die EU zu verwirklichen. 

Zu diesem Zweck sind entsprechende Maßnahmen und Zielvorgaben erforderlich. Für einen erfolgreichen Wandel muss sich Europa allerdings neuen, wettbewerbsfähigen und nachhaltigen Industrie- und Dienstleistungsbereichen öffnen, die stärker / auf Knowhow und neuen Technologien mit größerer Wertschöpfung aufbauen. Ein ehrgeizigerer Investitionsplan mit entsprechender Finanzierung ist nötig, wenn wir industrielles Wachstum und neue Arbeitsplätze  wirklich 

6 min

garantieren wollen. Die Befriedigung gesellschaftlicher Bedürfnisse und Wettbewerb bilden zusammen eine Triebfeder für Innovation. Alle Unternehmen im Binnenmarkt sollten ungeachtet ihres Geschäftsmodells unter gleichen Wettbewerbsbedingungen / arbeiten können. Nach Ansicht des Ausschusses ist bei der Gewährung staatlicher Beihilfen jede Konkurrenz unter den Mitgliedstaaten zu vermeiden. Ein Ziel staatlicher Beihilfen sollten Hilfen im Vorfeld von Wettbewerben für Unternehmen sein, die die 

Wachstumsziele der Europäischen Union fördern und gleichzeitig Wettbewerbsverzerrungen begrenzen können. Staatliche Beihilfen sollten Unternehmen bei ihrer Entwicklung und Anpassung nur unterstützen, wenn ihr Geschäftsmodell dauerhaft / wettbewerbsfähig ist. Auch auf den Weltmärkten muss  für Chancengleichheit gesorgt werden. Die Rolle der Dienstleistungen verdient größere Beachtung. Die Abhängigkeit zwischen Dienstleistungen und verarbeitender Industrie ist weithin anerkannt, da industrielle 
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Tätigkeiten immer mehr Dienstleistungselemente enthalten und viele Dienstleistungen von der Leistungsfähigkeit der Industrie abhängen. Dabei ist das Potenzial der Informations- und Kommunikationstechnologien als eigenständige Exportindustrien hoch. / Um es nutzbar machen zu können, bedarf es gezielter Maßnahmen. Die EU‑Institutionen, Arbeitnehmer und Arbeitgeber müssen in die komplexe Aufgabe einbezogen werden, ein günstigeres Umfeld für die Industrie zu schaffen. Entsprechende Schritte 

sollten auf regionalen Stärken aufbauen, die sich ergänzen und erfolgreich zusammenwirken. Deshalb bedarf es eines stabilen und berechenbaren nationale Rechtsrahmens. EU-Binnengrenzen dürfen bei der Umsetzung keine Hürde sein. Aktuelle rechtliche, / administrative und technische Hemmnisse müssen beseitigt werden. Die EU und ihre Mitgliedstaaten sollten Finanzmittel zielgerichtet investieren und dabei möglichst viel privates Kapital mobilisieren. Der Ausschuss teilt die Auffassung der Kommission,
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dass ausstehende Legislativvorschläge zum Binnenmarkt dringend verabschiedet werden müssen. Der Ausschuss hat in früheren Stellungnahmen zur Industriepolitik seinen Standpunkt zu EU-Initiativen  mit Blick auf Innovation und neue Technologien erläutert, sie mehrheitlich / mit Nachdruck begrüßt und dabei unterstrichen, wie notwendig  eine ausreichende Finanzierung durch die EU, ihre Mitgliedstaaten und private Quellen ist.  Wie lange  es dauert, bis Innovationen am Markt eingeführt sind, ist von überragender Bedeutung für industrielle 

Wettbewerbsfähigkeit. In der Europäischen Union bedarf es vieler Maßnahmen, um private Investoren für risikobehaftete Forschungsprojekte zu gewinnen. Obwohl sich das wirtschaftliche Klima   nach und nach bessert, haben  insbesondere kleine und mittelständische / Unternehmen immer noch einen nur eingeschränkten Zugang zu Bankkrediten. Der Ausschuss unterstützt entsprechende Gegenmaßnahmen der Europäischen Union. Darüber hinaus sollte die Regulierung des Finanzsektors keine Hindernisse für Privatkredite bilden. Kleine und mittelständische

9 min

Unternehmen in der EU sind in höherem Maße auf Bankenfinanzierung angewiesen als in anderen Ländern. Der Ausschuss nimmt erfreut zur Kenntnis, dass die Kommission die Bedeutung der Energiepreise für die industrielle Wettbewerbsfähigkeit anerkennt. Die Energiepreise für die europäische / Industrie sind viel höher als die in führenden Mitbewerberländern: Die Strompreise sind doppelt so hoch wie in den Vereinigten Staaten und Russland und um ein Fünftel höher als in China. Für die Energiepreisdifferenz zwischen der Europäischen Union und ihren Mitbewerbern sind zum Teil Rahmenbedingungen 

verantwortlich, die die EU nicht durch politische Maßnahmen beeinflussen kann. Trotzdem muss jede vertretbare Maßnahme ergriffen werden, die sie verringert.  Bisher ist es den Industrieunternehmen in der Europäischen Union gelungen, steigende Energiekosten durch höhere Effizienz / zum Teil aufzufangen. Der Spielraum wird allerdings immer enger. Einige energiepolitische Maßnahmen, und zwar insbesondere zur Förderung des Einsatzes erneuerbarer Energien, sollen neue Arbeitsplätze schaffen. Dieses Ziel scheint nach bisherigem Kenntnisstand noch nicht umgesetzt worden zu sein. 

10 min

SECTION A 
Die gravierende Jugendarbeitslosigkeit verlangt von Regierungen, Arbeitgebern und Arbeitnehmern, sich intensiver für nachhaltige Arbeitsplätze einsetzen. Das ist eine politische wie wirtschaftliche Herausforderung. Eine echte Wachstumsstrategie auf EU-Ebene und auf nationaler Ebene ist erforderlich, / um die Schaffung besserer und sichererer Arbeitsplätze für junge Menschen zu unterstützen. Der Ausschuss hält es für ganz besonders wichtig, dass Regierungen umfangreiche Korrekturen vornehmen, damit sich die Krise nicht verschlimmert, und empfiehlt den Mitgliedstaaten, ihre bereits verabschiedeten Aktionspläne gegen Jugendarbeitslosigkeit 

regelmäßig zur Bewertung zu übermitteln. Im Rahmen dieser Pläne und Programme sollten konkrete Maßnahmen junge Hochschulabsolventen in die Lage versetzen, Arbeitsplatzkompetenzen wie zum Beispiel Kreativität, Führungs- und Problemlösungsqualifikationen zu erwerben, die ihre Flexibilität / und Chancen auf dem Arbeitsmarkt verbessern. EU‑Initiativen zur Bewältigung der Jugendarbeitslosigkeit sollten in konkreten Maßnahmen für eine wirksame Industriepolitik münden, die die europäische Industrie voranbringt und ihre Wettbewerbsfähigkeit sozialverträglich und nachhaltig fördert. 
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Der Ausschuss glaubt, dass Investitionen zur Verbesserung der Jugendbeschäftigung entscheidend für die Zukunft Europas sind. Die beschlossenen Initiativen sollten allen jungen Menschen zugänglich sein und durch konkrete Maßnahmen flankiert werden. Sämtliche Anstrengungen zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit junger Menschen sollten / angemessen finanziert werden. Die europäische Industrie braucht Arbeitnehmer mit unterschiedlichen Fähigkeiten und Kompetenzen, die bei der Entwicklung der Bildungssysteme berücksichtigt werden sollten. Der soziale Dialog zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften sollte fortgesetzt werden. Deshalb fördern wir die Schaffung von Arbeitsplätzen und 

ermutigen junge Männer und Frauen, ihre Fertigkeiten und Fähigkeiten entsprechend den sich ändernden Anforderungen der Industrie zu erweitern. Die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten brauchen eine Industriepolitik, die Wachstum erleichtert und hochwertige Arbeitsplätze schafft. Die Kommission der Europäischen Union ist der / Auffassung, dass eine Partnerschaft zwischen der Europäischen Union, ihren Mitgliedstaaten und der Industrie erforderlich ist, um Investitionen in Technologien und Humanressourcen anzuregen, die dem gewerblichen Sektor Europas einen Wettbewerbsvorteil verschaffen. Deshalb und um das allgemeine Problem der Beschäftigungsfähigkeit 
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in der Industrie anzugehen, hat sich die Kommission dafür stark gemacht, dass Investitionen in Menschen und Kompetenzen eine der Säulen der Industriepolitik sein sollen. Die Finanzkrise hat vielen europäischen Volkswirtschaften ernsthaft geschadet, und bis jetzt verläuft die Konjunkturbelebung nur sehr langsam. Jugendarbeitslosigkeit könnte eine Belebung erschweren / und noch ernsthaftere Folgen für die Zukunft haben. Die Krise erfordert die Zusammenarbeit unterschiedlicher Gruppen, die sich für die Schaffung und den Erhalt produktiver Arbeitsplätze einsetzen.  Die europäischen Entscheidungsträger scheinen die Krise ernst zu nehmen. Doch wie der Ausschuss bereits in früheren Stellungnahmen festgestellt hat, werden auch neue Initiativen 

das Problem nur lösen, wenn sie es an der Wurzel packen. Diese Herausforderung ist politischer und wirtschaftlicher Natur. Sie zu verallgemeinern, wäre falsch, denn die Lage ist bestimmt nicht in jedem Land und auf allen Ebenen gleich. Viele junge Europäer führen aber den gleichen alltäglichen Kampf, wenn sie ihr Studium beenden und eine echte Beschäftigung / finden wollen. Selbst wenn Arbeitslosigkeit kein neues Phänomen in Europa ist, zählt die steigende Jugendarbeitslosigkeit zu den offensichtlichsten Folgen der aktuellen Wirtschaftskrise. Viele Initiativen der Europäischen Union beinhalten eine Ausbildung oder ein Praktikum, selbst wenn das nicht immer den Zugang zu einem Arbeitsplatz garantiert. 
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Dies belegt, dass Arbeitsplätze normalerweise aus Wirtschaftswachstum resultieren. Eine echte Wachstumsstrategie auf europäischer und nationaler Ebene ist erforderlich, um bessere und solidere Arbeitsplätze für junge Menschen zu schaffen. Der Ausschuss hält umfangreiche Korrekturen durch die Regierungen  für ganz besonders wichtig, damit sich die Krise nicht zuspitzt. Die / Beschäftigungsquote an sich wird von Angebot und Nachfrage gleichermaßen beeinflusst, die sich oftmals aber individuellen Einflüssen entziehen. In Zeiten einer Wirtschaftskrise muss Europa die Kreativität seiner Menschen vollständig nutzen. Starke und engagierte zivilgesellschaftliche Organisationen sind in diesem Zusammenhang wichtige Wegbereiter. Beschäftigungsmöglichkeiten 

hängen weitgehend von der Qualität und der Passgenauigkeit nationaler und lokaler Bildungsangebote ab. Der Ausschuss nimmt zur Kenntnis, dass sich die lokalen Entscheidungsträger um entsprechende Verbesserungen bemühen, ist aber der Ansicht, dass die aktuellen Bildungssysteme nicht immer die Beschlüsse auf europäischer Ebene widerspiegeln. Die Kommission hat den lokalen / Entscheidungsträgern empfohlen, sich der Mobilitäts- und Ausbildungsprobleme Jugendlicher anzunehmen und das Ausbildungsniveau anzuheben. Trotzdem stehen der Schaffung eines echten gemeinsamen europäischen Raums der allgemeinen und beruflichen Bildung immer noch zu viele Hürden und mangelndes Engagement  im Wege. Die Arbeitgeber sind sich der Kompetenzen und Fähigkeiten 
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der Arbeitnehmer von heute bewusst, müssen sich aber auch der Kompetenzen und Fähigkeiten zukünftiger Arbeitnehmer in einer sich rasch wandelnden Berufswelt stärker bewusst werden, weil es für Arbeitnehmer aufgrund der technologischen Entwicklung unabdingbar ist, sich kontinuierlich fort- und weiterzubilden. Weil Unternehmen unterschiedliche Profile und Ansprüche haben, muss allgemeine Bildung anpassungsfähig / und flexibel sein. Wie der Ausschuss in seiner Stellungnahme betont hat, bedarf es dringend einer engeren und besseren Zusammenarbeit zwischen den Bildungseinrichtungen auf allen Ebenen und mit der Industrie. Vor dem Hintergrund, dass allgemeine und berufliche Bildung nicht die einzigen Faktoren sind, die die Beschäftigungsfähigkeit der Menschen prägen, wäre die ausschließliche Konzentration auf Bildung 

ein zu restriktiver Ansatz. Lernen am Arbeitsplatz oder Praktika müssen als zentrale Möglichkeiten angesehen werden, junge Frauen und Männer auf den Arbeitsmarkt zu bringen, können aber nicht als ultimative Lösungen für das Problem der Beschäftigungsfähigkeit dienen. Es muss berücksichtigt werden, dass Arbeitsmärkte in die Gesellschaft eingebettet sind. Was im Bereich der allgemeinen und beruflichen Bildung / auf europäischer Ebene erörtert und gebilligt wurde, kann nicht auf einen bloßen Austausch bewährter Methoden beschränkt werden. In dieser Hinsicht besteht die Hoffnung, dass die Ausbildungssysteme den Beschäftigungserfordernissen gerecht werden. Der Ausschuss fordert dazu auf, die Frage zu beantworten und eingehend zu untersuchen, wie die Verpflichtungen in der Praxis erfüllt und die Ziele verwirklicht worden sind.
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